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Die Anfrage der Fraktion Bündnis 90 I  Die Grünen vom 17.04.2012 wird wie folgt beantwortet: 
Hierbei wurde die Stellungnahme  der Polizei eingearbeitet. 

 

 
 

Zu 1.1: 
 

Polizeilich registriert wurden 3420 Unfälle, davon 204 mit Radfahrern,  das entspricht  etwa 6 %. Es 
ist von einem erheblichen Dunkelfeld auszugehen. 

 

 
 

Zu 1.2: 
 

Bei diesen Unfällen  wurden 577 Personen  verletzt, 2 tödlich, 87 schwer und 488 leicht. Unter den 
577  verletzten  Personen   befanden  sich  207  Radfahrer  (1  Toter,  27  Schwerverletzte   und  179 
Leichtverletzte). 

 
 
 
Zu 1.3 und 1.4: 

 
Die Beteiligung von Pkw usw. an den 204 polizeilich registrierten Unfällen ergibt sich aus der 
anschließenden   Tabelle.   "Beteiligter   01"  ist  laut  polizeilicher   Protokolle   Hauptverursacher   des 
Unfalls. Bei 135 Unfällen zwischen Pkw und Fahrrad war also der Pkw Hauptverursacher. 

 
Die weiteren Zeilen der Tabelle sind entsprechend  zu lesen. 
Es wird darauf hingewiesen,  dass in etlichen Fällen auch die als "Beteiligter 02" aufgeführten 
Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer eine Mitschuld am Unfallereignis  tragen. 
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Zu 1.5 und 1.6: 

 
Ein Zusammenhang zwischen Verkehrskontrollen und der Entwicklung des Unfallgeschehens ist 
nach Erkenntnissen der Polizei bisher empirisch nicht untersucht worden. Das Niedersächsische 
Ministerium für Inneres und Sport hat die TU Braunschweig im Rahmen der 
"Verkehrssicherheitsinitiative 2020" beauftragt, eine flächenhafte und kontinuierliche 
Wirksamkeitsprüfung polizeilicher Überwachungs- und Präventionsmaßnahmen durchzuführen. 

 
Zu 1.7: 

 
Gesicherte Ursachen für die Zunahme der Unfallzahlen im Jahr 2011 liegen der Polizei nicht vor. 

 
Zu 1.8: 

 
Über Unfälle mit Radfahrerbeteiligung bei denen die Beleuchtung fehlte I nicht eingeschaltet war 
bzw. die sich in Einbahnstraßen ereigneten, liegen keine gesicherten Zahlen vor. 

 
Zu 1.9 und 1.10: 

 
Siehe 1.8 
Diese Zahlen wären  nur durch eine  händische   Auswertung aller 204  Verkehrsunfälle 
herauszufinden,  da  eine  technische  Auswertung  derzeit  nur  sehr  eingeschränkt  möglich  ist. 
Aufgrund der fehlenden Arbeitskapazitäten wurde jedoch von der händischen Auswertung Abstand 
genommen. 

 

 
 

Zu 2.1 und 2.2: 
 

Eine technische Auswertung der Örtlichkeiten und den zugelassenen Höchstgeschwindigkeiten im 
Zusammenhang  mit  den  Unfallfolgen  ist  nicht  möglich.  Eine  händische  Auswertung  aller 476 
Verkehrunfälle mit Personenschäden ist aufgrund fehlender Arbeitskapazitäten leider nicht möglich 
gewesen. 



Zu 2.3: 
 

Durch Anwendung der aktuellen Regelwerke für den Radverkehr (Empfehlungen für 
Radverkehrsanlagen - ERA - ,  Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen -RASt  -) finden bei 
Verkehrsplanungen die Belange des Radverkehrs eine ausdrückliche Berücksichtigung, auch unter 
Beachtung der steigenden Radverkehrsmengen in Göttingen. 

 
Zu 3.1: 

 
Die Planung/Umsetzung des "Godehardkreisels" erfolgte im Jahre 1999/2000. Das planerische 
Instrument     des      Sicherheitsaudits,     das      Sicherheitsdefizite      bei      Straßenplanungen- 
/umbaumaßnahmen  aus  der  Sicht  aller  Verkehrsteilnehmer  aufzeigen  soll,  gibt  es  erst  seit 
Einführung der ESAS (Empfehlungen für das Sicherheitsaudit von Straßen) im Jahr 2002. Die 
Verwaltung wird in Abstimmung mit der Polizei noch in 2012 weitere Maßnahmen entwickeln (durch 
Rotmarkierung der Radwegeführung im Kreisel im Jahr 2010 wurde bereits eine Reduzierung der 
Unfallzahlen erreicht), um den "Godehardkreisel" noch verkehrssicherer zu machen. 

 
Zu 3.2: 

 
Die Verwaltung wird kurzfristig entscheiden, ob die Auditierung von Straßenplanungen (was mit 
einem entsprechenden Kostenaufwand verbunden ist) als systematisches Prüfungsinstrument in die 
Planung zu integrieren ist. Die verbindliche Festlegung könnte auch im Klimaplan 
Verkehrsentwicklung (Fortschreibung VEP) erfolgen. 

 
Zu 4.1 und 4.2: 

 
Die derzeitige Umbauplanung der Königsallee zwischen Godehardkreisel und Groner Landstraße 
sieht den Bau eines Radweges auf dem Hochbord vor. Nach den VwV zur StVO sowie den 
Empfehlungen der ERA (Empfehlungen für Radverkehrsanlagen) ist eine Benutzungspflicht nur dort 
anzuordnen,  wo  es  die  Verkehrssicherheit  und  der  Verkehrsablauf  erfordern.  Diese 
Voraussetzungen treffen auf die Königsallee in dem neu zu bauenden Abschnitt derzeit nicht zu. 
Auch  wenn  eine  recht  hohe  Belastung  durch  Pkw  gegeben  ist,  sind  an  Lkw  nur  Anlieger 
zugelassen, Busse verkehren derzeit in diesem Abschnitt gar nicht. 
Sollte es zukünftig zu einer Änderung in der Verkehrsbelastung bzw. in der Linienführung der 
Stadtbusse durch die Königsallee kommen, wäre eine erneute Überprüfung der Benutzungspflicht 
notwendig. 
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Unfälle mit Personenschäden in Göttingen:  Vision Zer0! 
 

1.   Unfälle mit Radbeteiligung 
 

Der Anteil des Radverkehrs in Göttingen wird  in na11er Zukunft auch unter Klimaschutzaspek ten so stei- 
gen müssen, dass das Rad zunehmend zum innerstädtischen Hauptver kehrsmit tel wird. Scl1on heute 
nutzen die Einwohnerinnen Göttingens das Auto nur noch für ein Drittelihrer Wege 

 

in S tädten, die den Radanteil schon deutlicher als Göttingen erhöht haben, wie z. B. Münster. ist e1n dra- 
matischer Anstieg der Zahl der Unfälle mit Radbeteiligung fe st wstellen.  Geht man davon aus, dass sich 
die Ergebnisse der "Fahrradunfallstudie Münster", der zur Folge 2009 68% der Radunfälle mit Personen- 
schäden nicht gemeldet werden, auf Göt tinger Verhältnisse übertragen lassen, so wären im Jahre 2011 
nicht 207 Radfahrerinnen bei Unfällen verletzt wurden, sondern wahrscheinlich über 6001 

 

Ausgehend von den bei der Polizei gemeldeten Unfällen stellen sich folgende Fragen (zu denen Ver - 
gleichszahlen aus Freiburg vorliegen): 

 
1.1. Wie viel Prozent der gemeldeten Verkehrsunfälle im Stadtgebiet sind 2011 mit Beteiligung von 

Radfahrerinnen geschehen? 
1. 2. Wie hoch wmen die Anteile der  Leicht- und Scllwe1ver le t zten bei diesen Unfällen? 
1 3. Wie hoch war bei diesen Unfällen der Anteil der Unfälle mit Beteiligung von PKW bzw  LKW sowie 

der Anteil der "Unter-Einander -Radunfälle" und der "AIIeinunfälle''? 
1 4 Bei wie vielen Unfällen (1 n %)  waren die Fahr er innen der PKW Haupt verursacher? 
1. 5.      Welcher empirisch belegba re unmittelbare Zusammenhang besteht zwischen dem fe stgestellten 

Unfallgeschehen (Unfallzahlen, Unfallschwer punk t e, Unfallur·sachen) und der Zahl und Intensitä t 
durchgeführter Radverkehr skontrollen? 

1 6  Anders gefragt: Hat die Göttinger Polizei die Erfahrung gemacht. dass die Kontrollen einen beleg- 
baren Nutzen hatten? Auf welche Fakten stützt sich diese Einschätzung? 

1 7 Welche Ursachen hat aus Sicht der Poliz ei die Zunahme der Unfallzahlen im Jahr 2011? 
1 8. Bei wie vielen Unfällen mit Radfahrerbeterligung ( in %)  wurde eine fehlende und/oder defek te 

Beleuchtung am Rad festgestellt? 
1.9. Wie viele Unfälle mit Per sonenschäden mit Radbeteiligung wur den in den Unfallstatistiken der 

Jahre 2010 und 2011 in Einbahnstraßen registriert. dr e in beiden Fahrtrichtungen für den Radver - 
kelll r freigegeben s1 nd? 

1.10. Gibt es in diesen Einbahnstraßen  signifikant mehr bzw. gravierendere Unfälle mit Radbeteiligung 
als in Einbahnstraßen d.ie für clen Radverk ehr in Gegenrichtung gesper rt sind? 

 
2.   Zusammenhang zwischen Fahrgeschwindigkeit, Unfallhäufigkeit und Unfallfolgen 

 
in der aktuellen Empfehlung des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesminister für Verk ehr, Bau und 
Stadtentwicklung, "Sicherheit zuer st - Möglichkeiten zur Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit in 
Deut schland" (Berlin, 217. 2010) heißt es: "Ein methodisch solides Beispiel einer Evaluation der Wirksam- 
keit von innerstädtischen Geschwindigkeitsreduktionen gibt eine Londoner Longitudinalstudie über 20 
Jahre von 1986 bis 2006. Die Autoren konnten Unfälle mit Personenschaden  in Beziellung setzen zum 
Geschwindigkeitsstatus aur fast 300. 000 Straßenabschnitten. Die E infüt1rung von 20 mph- Zonen (32 



 

 

 
 

km/h) führte zu einer Reduktion der Verkehrsopfer um 41, 9% ( .. ) Der Rückgang war am s tärk sten bei 
Kindern und bei tödlich und schwer verletzten Personen Die 20 mph-Zonen retten nach diesen Ana lysen 
in London jedes Jahr 200 Menschen das Leben.  Eine Verlagerung der Probleme in benachbarte S traßen 
fand nicht statt. Ähnliche Befunde liefern Metaanalysen von Elvik et at. ( 2009)" 

 

Das Committee on Transport and Tourism des Europap?rlaments erklärte 2011 gegenüber der Presse· 
"How to halve road accident deaths and injuries by 2020· Each y ear 35,000 Europeans die in road ac- 
cidents and 1.5 million are seriousl y injured, some with lifelong consequences'. To tackle this tragedy, 
Transport Committee MEPs on Tuesday demanded a tough action plan and wider use of 30 km/11 speed 
Iimits in urban areas." 

 

Laut Gutachten der ETH Zürich nimmt bei T 30 die Zahl der Unfälle um rund 15 bis 20 Prozent ab. die Zahl 
der verletzten Personen geht um 30 bis 50 Prozent zurück. (Quelle: Th.  Koy, IVT ETH Zünch. Aus- 
wirkungen von Zonensignalisationen  (Tempo 30) in Wohngebiet en auf dre Verk ehrssicherheit) ]. Anders 
ausgedrückt: Unfallhäufigk eit und Unfallfolgenschwere nehmen bei verminderter K fz-Geschwindrgkeit und 
Geschwindigkeitsdifferenz der Verkehrsteilnehmer ab. Das erklärt auch den Sachverhalt, dass tödliche 
Unfälle zwischen Fußgänger·n extrem selten v orkommen! 

 

2. 1.  Wie viele Unfälle mit Personenschäden ereignen sich in Göttingen auf S traßen des Vorbehalts- 
netzes bzw. auf Straßen mit einer vorgeschriebenen Höchst gescllwindigkeit von ma ximal Tempo 
60km/h, 50kmlt1, 30km/h und 6 km/h. (Angabe bitte differen zier t nach Unfallschwere). 

2. 2. Welche Konsequenzen  ziehen Polizei, Straßenverkellrsbehörde und Stadtverwaltung aus diesem 
Kausalzusammenhang von zulässiger Höchstgeschwindigkeit und Unfallgeschehen rm Hinblick 
auf die zukünftige innerörtlichen Verkehrsgestaltung, -planung und -kontrolle 

2.3. Welche Berücksichtigung findet bei den Planungen zur Unfallprävention die angestreb te und zu 
erwartende Zunahme des Radverkehrs? 

 
3.   Vermeidung  von Sicherheitsbeeinträchtigungen durch  Planungsfehler (z.B. Godehardkreisel) 

 

ln jüngster Vergangenheit kam es zu einer auffallenden Haufung von Kf z-Fahrerlnnen v erursachter Unfäl- 
le mrt Beteiligung von Fahrradfahrerinnen am "Godehardkreisel"  Diese Häufung könnte ihre Ursachen 
auch in fehlerhafter Planung haben, weil Verk ehrssicherheitsaspekte nicht hinreichend beachtet wurden 
Der hier auf einem Hochbord-Radweg  herangeführte Radverkehr wird von Kfz -Fahrerlnnen bei den Que- 
rungen offenbar nic ht in ausreichendem Maße beachtet 

 

3. 1. Warum wurde hier nich t bei der Planung das Instrument des professionellen Sicherheitsaudr ts 
eingesetzt, das auch vom ADFC gefordert und von anderen Kommunen bereits eingesetzt wird? 
Welche ordnungsrechtlichen  und baulichen Folgen ziehen die für Verkehrssicherlleit zustandige 
Stätische Straßenverk ehrsbehörde und die Bauverwalt ung für den Verkehr am Kreisel? 

3. 2. Welche Konsequenzen  zieht die Verwaltung für das Zusammensprel von Verkehrssicherher tsprä- 
vention (bzw.  Auditierung) und Bauplanung bei zukün ftigen Planungen für Stra- 
ßen(um)baumaßnahmen? 

 
4.   Verlagerung  des Radverkehrs vom Hochbord auf die Straße (Beispiel Königsallee) 

 
ln den Empfehlungen der von Bundesminister Dr. Peter Ramsauer (MdB) berufenen Expert innen zur Wei- 
terentwicklung des Nationalen  Radverkehrsplans 2011-09-16 her ßt es 

 

(23) Der Radverkehr benötigt flächendeckend geschlossene, bedarfsgerechte und sichere Basisnetze 
Diese Netze sind in regionale Net ze und Ländernetze zu integrieren,  funktionsgerecht zu differenzieren 
(z. B. in Radschnellwege, Haupt - und Nebenrou t en) uncl baulasttragerübergi'eifencl zu entwickeln  Sie sind 
auf die untersc!Jiedlichen Nutzergruppen, ungeübte Verkehrsteilnehmer, schnelle Radfahrer und mehrspu- 
rige (Lasten-) Fahrräcler abzust ellen und auf die zu e!Wartenden Zuwächse des Radverkehrs auszulegen 

(24) Als geeignete Radverkehrsführungen sind aus Gründen der Verkehrssicherheit, der Wirtscllaftlic /Jkeit 
und der Flexibilität verstärkt Führungen auf der Fahrbahn bzw. auf F ahrbahnniveau zu wählen. Otes gtlt 
auch für den Verbesserungs- uncl Erneuerungsbedarf bestellender Radverkehrsanlagen. 



 

 
 

 
4. 1. Wird seitens der S tadtv erwaltung  rnit dern  geplanten  Urnbau der Kön1gsallee d1 e Radwegbenut - 

zungspflicht eingeplant und sp ter  auch angeordnet? 
4 2 Wie begründet  sich dieses  Vorgehen? 


